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Bebauungsplan Sondergebiet Solarenergie In der Streitau
hier: Beteiligung der Behörden, der Nachbargemeinden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Anschreiben vom 12. Dezember 2024, Posteingang Landratsamt am 13.12.2024, beteiligen Sie den Land-
kreis Saalfeld-Rudolstadt als Träger öffentlicher Belange am Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan Son-
dergebiet Solarenergie In der Streitau der Stadt Bad Blankenburg.

Nach Prüfung der Unterlagen zum Vorentwurf des Bebauungsplanes seitens der berührten Fach- und Sach-
bereiche des Landratsamtes Saalfeld-Rudolstadt ergeht folgende Stellungnahme.

Baurechtliche Belange:

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes beabsichtigt die Stadt Bad Blankenburg auf bereits vorgenutzten 
und teilweise versiegelten Lagerflächen im baurechtlichen Außenbereich, die bauplanungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für die Errichtung einer Freiflächen-Solarthermieanlage zu schaffen. Es ist vorgesehen, die mit-
tels Solarkollektoren erzeugte Wärme in das kommunale Wärmenetz einzuspeisen bzw. bei Bedarf alternativ 
den angrenzenden Gewerbegebieten zur Verfügung zu stellen.

Im Flächennutzungsplan der Stadt Bad Blankenburg ist die Planfläche als Fläche für Versorgungsanlagen aus-
gewiesen. Da bei SO-Ausweisungen maßgeblich auf den nach der planerischen Zielsetzung der Gemeinde 
gewollten Festsetzungsinhalt abzustellen ist, kann im vorliegenden Fall von der Einhaltung des Entwicklungs-
gebotes des § 8 Abs. 2 Satz 1 ausgegangen werden.

Gemäß den vorliegenden Festsetzungen im Planteil B wird davon ausgegangen, dass alle zulässigen bauli-
chen Anlagen nach der Art der baulichen Nutzung innerhalb der mittels Baugrenzen ausgewiesenen über-
baubaren Grundstücksfläche zu errichten sind. Festsetzungen außerhalb der überbaubaren Grundstücks-
fläche für notwendige Nebenanlagen wurden nicht getroffen.
Die planungsrechtliche Festsetzungen Punkt 3. zur Umzäunung des geplanten Vorhabens würde dieser vor-
genannten Festsetzung widersprechen. 

Rasmus Röhling
Hervorheben

Rasmus Röhling
Rechteck

Rasmus Röhling
Rechteck
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Naturschutzrechtliche Belange:

Die vorliegenden Unterlagen zum Bebauungsplan „Sondergebiet Solarenergie In der Streitau“ wurden natur-
schutzfachlich geprüft und folgende Punkte sind zu überarbeiten bzw. zu ergänzen:

Planteil B (Stand 07.10.2024) 
Textliche Festsetzungen:
Unter Punkt 4.2 der textlichen Festsetzungen der „Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ ist zu ergänzen, dass das Mahdgut von der Fläche zu entfer-
nen und abzutransportieren ist.

Unter Punkt 4.4 ist der Mindestabstand der Unterkante des Zaunes der PV-FFA, entsprechend der Empfeh-
lungen des Leitfadens für naturverträgliche und biodiversitätsfreundliche Solarparks (Hietel et al. 20211), auf 
„zwischen 15 und 20 cm zur Oberfläche“ zu erhöhen. Dadurch kann eine bessere Durchgängigkeit für z.B. 
Kleinsäuger erreicht werden.

Unter Punkt 5 „Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ ist die Verwendung von regionalem Saatgut 
aus den Vorkommens- bzw. Ursprungsgebieten 5 „Mitteldeutsches Tief- und Hügelland“ oder 15 „Thüringer 
Wald, Fichtelgebirge und Vogtland“ zu ergänzen. 

Des Weiteren ist hier der Hinweis, dass der vorhandene Gehölzbestand im Norden des Plangebietes, der 
teilweise im Bereich des Gewässerrandstreifens liegt, zu erhalten ist, zu ergänzen. Dies wird zwar in der Be-
gründung erwähnt - bisher allerdings nicht im Planteil - und ist entsprechend hier nochmals einzufügen. 
Gemäß § 40 Abs. 1 BNatSchG ist das Ausbringen von Gehölzen und Saatgut seit 1. März 2020 nur innerhalb 
ihrer Vorkommensgebiete zulässig. 
Insbesondere durch die Ufernähe der Schwarza besteht die Verdriftungsgefahr gebietsfremder Pflanzen, 
weswegen hier zertifiziertes Regiosaatgut zu verwenden ist. Der geplante Ansaatstandort liegt im Vorkom-
mens- bzw. Ursprungsgebiet 5 „Mitteldeutsches Tief- und Hügelland“; das Vorkommens- bzw. Ursprungsge-
biet 15 „Thüringer Wald, Fichtelgebirge und Vogtland“ beginnt weniger als 2 km südlich des Standorts. 
Daher ist die Ansaat von regionalen Saatgutmischungen beider Ursprungsgebiete zulässig. Zur Auswahl des 
Saatgutes wird auf die BfN-Schriften 647/20232 verwiesen.

Begründung des Vorentwurfs (Stand 07.10.2024)
Die o.g. Ergänzungen bzw. Änderungen sind entsprechend unter Punkt 2.2 „Planinhalt“ der Begründung so-
wie ggf. unter Punkt 3.3.4 „Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung der Umweltwirkungen“ einzu-
arbeiten.

Im Zusammenhang mit den „Maßnahmen zum Ausgleich i. S. d. § 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 135a BauGB“ 
wird die Erforderlichkeit weiterer naturschutzrechtlicher Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Gel-
tungsbereiches erwähnt, welche in der Entwurfsphase des Bebauungsplanes festgelegt werden sollen. 
Diese sind vorzugsweise als 2. Geltungsbereich des Bebauungsplanes zu sichern.

Im Umweltbericht, welcher Teil der Begründung ist, wurden unter Punkt 3.1.1 der Inhalt und die wichtigsten 
Ziele des Bebauungsplanes kurz dargestellt. In Spalte 3 der Tabelle 1 „Festgesetzte Flächennutzungen im 
Plangebiet“ sollten allerdings die Prozentanteile etwas genauer angegeben werden (z.B. mit einer Nach-
kommastelle). Denn hier kommt es sonst leicht zu Verwirrungen, wenn gleiche Anteile unterschiedlich große 
Flächen ergeben:
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² Skowronek, S., Eberts, C., Blanke, P., Metzing, D. (2023): Leitfaden zur Verwendung von gebietseigenem Saat-und Pflanzgut krauti-
ger Arten in der freien Natur Deutschland - Hinweise zur Umsetzung des § 40 Abs. 1 BNatSchG. BfN-Schriften 647/2023.

Die naturschutzrechtliche Eingriffsbewertung (vgl. Punkt 3.3.5) ist ebenfalls zu überarbeiten. So wurde die 
nicht genehmigte Beseitigung von Gehölzen auf der Fläche Ende 2023 / Anfang 2024 zwar erwähnt und diese 
sollen auch in der Bilanzierung berücksichtigt worden sein, was allerdings anhand der Unterlagen nicht er-
kennbar ist. 

Beim Vergleich eines Luftbildes aus dem Jahr 2023 (siehe Abbildung 1) mit der Karte der Biotoptypen im Un-
tersuchungsgebiet (siehe Abbildung 2) unter Punkt 3.2 „Beschreibung und Bewertung der Umweltauswir-
kungen (Basisszenario)“ fällt der Unterschied zwischen den gehölzbewachsenen Flächen auf. 

Dies spiegelt sich auch in den bilanzierten Flächengrößen wieder. 
Sowohl die graphische als auch die tabellarische Darstellung des Ausgangszustandes ist entsprechend der Si-
tuation, ehe ca. 30 Altbäume (u.a. Acer platanoides, Populus, Fraxinus excelsior, Picea pungens, Salix alba, 
Betula) und 30 Jungbäume (u.a. Acer platanoides, Fraxinus excelsior, Salix, Betula pendula) gefällt wurden ³, 
zu ändern. 

Des Weiteren ist im Rahmen der Biotopbewertung mindestens ein Wert von 40 für die Laubholz Gehölz-
flächen/-gruppen - sowohl gefällte als auch verbleibende - anzunehmen. 

Da sowohl Altbäume mit Brusthöhendurchmesser von über 50 cm gefällt wurden, als auch einige Bruthöhlen 
in noch erhaltenen Starkbäumen nachgewiesen wurden 4 und aufgrund dieses Nachweises auch für gefällte 
Bäume angenommen werden können, ist der Grundwert von 30 entsprechend aufzuwerten 5

Außerdem muss aufgrund der ausgebliebenen artenschutzrechtlichen Kontrolle vor der Gehölzfällung ein 
worst-case-Szenario angenommen und dementsprechend jeweils ca. 30 Ausgleichsquartiere für höhlen-
brütende Vogelarten und Fledermausarten kompensiert werden.
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Abbildung 1 Historisches Orthophoto von 2023 der betroffenen Flurstücke (Quelle: LINFOS, Stand 21.01.2025)

³Stadtverwaltung Bad Blankenburg: Fällgenehmigung / Bescheid nach § 6 der Bad Blankenburger Baumschutzsatzung 
vom 13.12.2023.
4Anlage zum Vorentwurf des Bebauungsplans Sondergebiet „Solarenergie In der Streitau“: Kartierungsbericht 
zur Erfassung der Brutvögel und Kontrolle auf Reptilienvorkommen im Jahr 2024 (Stand 07.10.2024).
5 TMLNU (1999): Die Eingriffsregelung in Thüringen - Anleitung zur Bewertung der Biotoptypen Thüringens.
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Abbildung 2 Biotoptypen im Untersuchungsgebiet (Quelle: Begründung zum Vorhaben S. 20, Stand 07.10.2024)

Wie außerdem bei der Beschreibung von Natur und Landschaft in Punkt 3.2.1 erwähnt wurde, wurden inva-
sive Arten wie Drüsiges Springkraut (Impatiens glandulifera), Japanischer Staudenknöterich (Reynoutria ja-
ponica) und Kanadische Goldrute (Solidago canadensis) im Gebiet nachgewiesen.



Landratsamt Saalfeld-Rudolstadt Seite 6 von 10
SG Bauaufsicht Aktenzeichen: BLTB24-14/9

Um eine Ausbreitung gebietsfremder, invasiver Arten durch das Vorhaben zu vermeiden, sind entsprechen-
de Vermeidungsmaßnahmen unter Punkt 3.3.4 „Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung der Um-
weltwirkungen“ zu ergänzen.

Auch ist ein Nachtbauverbot (mindestens von Beginn der Abenddämmerung bis zum Ende der 
Morgendämmerung) zu ergänzen, um baubedingte Störungen geschützter, nachtaktiver Arten (wie z.B. Fle-
dermäuse, Biber, Fischotter) durch das Vorhaben zu vermeiden.

Hinweis:
Die Recherche im Landschaftsinformationssystem (LINFOS) des Thüringer Landesamtes für Umwelt, Bergbau 
und Naturschutz (TLUBN) ergab, dass sich zum jetzigen Zeitpunkt im Flurstück 3682/2 der Flur 8 der Gemar-
kung Bad Blankenburg eine Waldfläche befindet (siehe Abbildung 3). Gemäß § 10 Abs. 1 Thüringer Waldge-
setz darf Wald nur nach vorheriger Genehmigung der unteren Forstbehörde in eine andere Nutzungsart um-
gewandelt werden. Daher sollte das zuständige Forstamt Saalfeld-Rudolstadt am Verfahren beteiligt werden.

Abbildung 3 Waldfläche in den betroffenen Flurstücken (Quelle: LINFOS, Stand 21.01.2025)

Wie bereits in der Stellungnahme Naturschutz zum Antrag auf Vorbescheid nach § 74 der ThürBO (Az. 23-
1178) vom 22.01.2024 dargelegt wurde, befindet sich das Vorhaben im Außenbereich der Stadt Bad Blan-
kenburg an der Schwarza, einem Gewässer 1. Ordnung. Gemäß § 61 Abs. 1 BNatSchG sind Gewässer und 
Uferzonen freizuhalten. Im Außenbereich dürfen an Gewässern erster Ordnung im Abstand bis 50 Meter von 
der Uferlinie keine baulichen Anlagen errichtet oder wesentlich geändert werden.

Von diesem Verbot kann gemäß § 61 Abs. 3 BNatSchG auf Antrag eine Ausnahme zugelassen werden, wenn 
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1. die durch die bauliche Anlage entstehenden Beeinträchtigungen des Naturhaushalts oder des Land-
schaftsbildes, insbesondere im Hinblick auf die Funktion der Gewässer und ihrer Uferzonen, geringfügig sind
oder dies durch entsprechende Maßnahmen sichergestellt werden kann oder
2. dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer oder wirt-
schaftlicher Art, notwendig ist; in diesem Fall gilt § 15 entsprechend.

Somit ist entweder die Planung so zu gestalten, dass der Bereich im Abstand bis 50 Metern von der Uferlinie 
der Schwarza von baulichen Anlagen freigehalten wird, oder aber es ist ein Antrag beim Umwelt- und Bau-
ordnungsamt, SG Naturschutz, zu stellen, der hinlänglich begründet, warum für das Vorhaben eine Ausnah-
me entsprechend § 61 Abs. 3 BNatSchG zugelassen werden sollte.

Belange Wasserwirtschaft/Bodenschutz

1. Betroffenheit von Schutzgebieten, Gewässern, Vorliegen von Altlastenverdachtsflächen/Altlasten
Der Standort des Vorhabens befindet sich innerhalb der in Planung befindlichen Trinkwasserschutzzone III
des Trinkwasserschutzgebietes „WSG Unteres Schwarzatal“. Es handelt sich hierbei um eine Trinkwasser-
schutzzone des ZWA Saalfeld-Rudolstadt. Am nördlichen Rand des Flurstücks verläuft das Gewässer
„Schwarza“, ein Gewässer I. Ordnung.
Darüber hinaus liegt der Vorhabenbereich innerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebietes der
Schwarza. Die Festsetzung erfolgte durch Erlass des Thüringer Landesverwaltungsamtes vom 07.07.2010.

2. Festsetzung und Bewertung
Gemäß § 61 Abs. 2 Nr. 10 b) ThürWG ist nicht die untere Wasserbehörde, sondern die obere Wasserbehörde
zuständig für die Zulassung der Ausweisung neuer Baugebiete im Überschwemmungsgebiet nach § 78 Abs. 2
WHG. Demnach ist die obere Wasserbehörde (Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz
(TLUBN), Göschwitzer Straße 41, 07745 Jena) im Verfahren zu beteiligen.
Die erforderlichen Genehmigungen seitens der oberen Wasserbehörde sind im Rahmen des Bauleitplanver-
fahrens zu erbringen.

Belange Immissionsschutz/Abfallwirtschaft

Gegen dieses Vorhaben gibt es keine Einwände, wenn folgende Nebenbestimmungen eingehalten werden:

1. Während der Bauarbeiten sind die Bestimmungen der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz ge-
gen Baulärm - Geräuschimmissionen (AVV Baulärm) vom 19. August 1970 einzuhalten.

2. Beim Einsatz von Geräten und Maschinen sind die Vorschriften der 32. Verordnung zur Durchführung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung - 32.BImSchV) vom 29.
August 2002 (BGBl. Teil I, Nr. 63 vom 05. Sep. 2002), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 27.
Juli 2021 (BGBl. I S. 3146), zu berücksichtigen.

3. Während der Baumaßnahmen sind alle vermeidbaren schädlichen Umwelteinwirkungen zu unterlassen
und unvermeidbare Emissionen durch geeignete Maßnahmen auf ein Minimum zu begrenzen.

4. Es sind reflexionsarme Elemente einzusetzen, um eine mögliche Blendwirkung, soweit wie möglich, auszu-
schließen und

5. Eventuell geplante Scheinwerfer zur Ausleuchtung im Nachtzeitraum sind so auszurichten, dass Wohnge-
bäude weder direkt noch indirekt durch die eingesetzten Elemente angestrahlt bzw. geblendet werden.
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6. Gegebenenfalls anfallendes Aushubmaterial ist am Entstehungsort wieder einzubauen. Anderenfalls ist
der Aushub unter Beachtung der Ausnahmeregelungen nach Ersatzbaustoffverordnung zu untersuchen und
entsprechend der Untersuchungsergebnisse weiter zu verwenden oder ordnungsgemäß zu entsorgen. Die
Untersuchungsergebnisse bzw. die Anwendung der Ausnahmeregelungen sind zu dokumentieren und fünf
Jahre aufzubewahren.

7. Sämtliche Abfälle sind nach den Regelungen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und der dazu erlassenen
Rechtsverordnungen vorrangig zu verwerten. Sofern dies nicht möglich ist, sind die Abfälle ordnungsgemäß
zu entsorgen.

Begründung:
zu 1. Die konkret einzuhaltenden Immissionsrichtwerte nach Nr. 3.1.1 AVV Baulärm ergeben sich aus der 
Einstufung der jeweils von der Baumaßnahme betroffenen Gebiete nach der Verordnung über die bauliche 
Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 
November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 
1802). 
Die Einstufung nach der Baunutzungsverordnung erfolgt nach Absprache mit Stadt Bad Blankenburg, auf 
Grundlage des Thüringenviewers (https://thueringenviewer.thueringen.de/thviewer/#), als Gewerbegebiet. 
Dies entspricht dem in der AVV-Baulärm Nummer 3.1.1 einem Gebiet, in denen vorwiegend gewerbliche An-
lagen untergebracht sind, daraus ergeben sich folgende Lärmwerte tagsüber 65 dB (A) nachts 50 dB (A).
Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte in der Nacht um nicht mehr als 20 
dB(A) überschreiten. Als Tageszeit gilt der Zeitraum von 07:00 Uhr und 20:00 Uhr und als Nachtzeit der Zeit-
raum zwischen 20:00 Uhr und 07:00 Uhr.

zu 3., 4. und 5. Gemäß § 1 Abs.1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind Menschen, Wild- und Nutz-
tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre, das Klima sowie Kultur- und sonstige Sachgüter 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vor-
zubeugen.
zu 6. Anfallendes Aushubmaterial unterliegt, sofern es am Entstehungsort wieder eingebaut wird, nicht dem 
Kreislaufwirtschaftsgesetz (§ 2 Abs. 2 Nr. 10 KrWG). 
Überschüssiges Aushubmaterial, welches nicht am Entstehungsort wieder eingebaut wird, wird beim Ver-
bringen von der Baustelle zu Abfall und ist nach § 14 Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) zu untersu-
chen und entsprechend der Untersuchungsergebnisse wiederzuverwenden, aufzubereiten oder ordnungs-
gemäß zu entsorgen. Von einer Untersuchung kann abgesehen werden, wenn die im Rahmen der Maßnah-
me angefallene Menge nicht mehr als 500 m³ beträgt und sich nach Inaugenscheinnahme der Materialien 
und auf Grund der Vornutzung keine Anhaltspunkte der Überschreitung der Vorsorgewerte ergeben.
Dokumentation von Untersuchungsergebnissen (§ 17 ErsatzbaustoffV) Erzeuger/Besitzer, die analytische Un-
tersuchung durchgeführt haben, haben das Probenahmeprotokoll, die Untersuchungsergebnisse, die Bewer-
tung der Untersuchungsergebnisse sowie die Klassifizierung unverzüglich zu dokumentieren und ab Ausstel-
lung der Dokumente fünf Jahre aufzubewahren.
Waren keine analytischen Untersuchungen erforderlich (§ 14 Abs. 3 ErsatzbaustoffV), sind die Voraussetzun-
gen des Absehens von einer analytischen Untersuchung und die Klassifizierung zu dokumentieren und ab 
Ausstellung der Dokumente ebenfalls fünf Jahre aufzubewahren.
Die Dokumente sind auf Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen.
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zu 7. Gemäß § 7 KrWG sind die Erzeuger oder Besitzer von Abfällen zur Verwertung Ihrer Abfälle verpflichtet. 
Die Verwertung von Abfällen hat Vorrang vor deren Beseitigung. Der Vorrang entfällt, wenn die Beseitigung 
der Abfälle den Schutz von Mensch und Umwelt nach Maßgabe des § 6 Abs. 2 Satz 2 und 3 am besten ge-
währleistet. Die Verwertung von Abfällen, insbesondere durch ihre Einbindung in Erzeugnisse, hat ordnungs-
gemäß und schadlos zu erfolgen. Die Verwertung erfolgt ordnungsgemäß, wenn sie im Einklang mit den Vor-
schriften dieses Gesetzes und anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften steht. Sie erfolgt schadlos, wenn 
nach der Beschaffenheit der Abfälle, dem Ausmaß der Verunreinigungen und der Art der Verwertung Beein-
trächtigungen des Wohls der Allgemeinheit nicht zu erwarten sind, insbesondere keine Schadstoffanreiche-
rung im Wertstoffkreislauf erfolgt. Die Pflicht zur Verwertung von Abfällen ist zu erfüllen, soweit dies tech-
nisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist, insbesondere für einen gewonnenen Stoff oder gewonnene 
Energie ein Markt vorhanden ist oder geschaffen werden kann. 

Die Verwertung von Abfällen ist auch dann technisch möglich, wenn hierzu eine Vorbehandlung erforderlich 
ist. Die wirtschaftliche Zumutbarkeit ist gegeben, wenn die mit der Verwertung verbundenen Kosten nicht 
außer Verhältnis zu den Kosten stehen, die für eine Abfallbeseitigung zu tragen wären.

Brandschutzrechtliche Belange

1.Im betreffenden Bebauungsplan ist somit die notwendige Löschwassermenge für den Grundschutz nach
dem DVGW Arbeitsblatt W 405, in m³/h für 2 Stunden Löschzeit anzugeben. Anschließend ist darzulegen,
welche Mengen aus offenen Gewässern, Brunnen, Behältern oder dem öffentlichen Trinkwassernetz
(Nachweis des Versorgers erforderlich) für den Löschbereich (Radius 300 Meter) zur Verfügung stehen und
damit die Löschwasserversorgung für sicherstellen.

2. Erschließungsstraßen
Damit bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten möglich sind
(§§ 3, 14 ThürBO), müssen Zufahrtsstraßen vorhanden und die erforderliche Bewegungsfreiheit und Sicher-
heit für den Einsatz der Feuerlösch- und Rettungsgeräte gewährleistet sein.
Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken und ggf. auch auf öffentlichen Flächen sind nach § 5 der
Thüringer Bauordnung bzw. nach DIN 14 090 zu planen.

Flächen für die Feuerwehr (bspw. vor Saugstellen unterirdischer Löschwasserbehälter) sind freizuhalten und 
zu kennzeichnen. Auf das Parkverbot auf diesen Flächen ist durch entsprechende Beschilderung hinzuwei-
sen. Sperrvorrichtungen (z. B. Sperrbalken, Ketten, Sperrpfosten) sind nur zulässig, wenn sie nach DIN 3223 
mit einem Dreikant ausgestattet sind oder mit einfachen Mitteln der Feuerwehr geöffnet werden können. 
Dazu gehören der Überflurhydrantenschlüssel Typ A nach DIN 3223, das Feuerwehrbeil nach DIN 14924 oder 
ein Bolzenschneider (Bügelstärke bis 6 mm). Sperrpfosten dürfen im umgelegten Zustand nicht höher als 
8cm sein.

4. Umsetzung des Bebauungsplanes
Die genannten Maßnahmen sind in den Planungen bzw. in der konkreten Ausführung zu berücksichtigen.
Insbesondere bei der Straßenbauplanung (gemäß RASt 06) und Grünflächenplanung sind der Einsatz von Ein-
satzfahrzeugen der Feuerwehr zu berücksichtigen (bspw. Wenderadius bei Sackgassen/ Stichstraßen).
Hinweis:
Da es sich um eine Solarthermieanlage handelt, sollte geprüft werden welche Pegelstände der Schwarza eine
Überschwemmung der Anlage zur Folge haben, um Risiken ausschließen bzw. vorbeugen zu können.
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Belange Denkmalschutz
Aufgrund bereits bekannter archäologischer Funde in der näheren Umgebung des Bauplatzes ist das Thürin-
gische Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie mit in die Planung einzubeziehen und eine Stellung-
nahme einzuholen.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

gez. Christina Unger

Rasmus Röhling
Rechteck
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Thüringer Landesverwaltungsamt . Postfach 22 49 . 99403 Weimar

 

Thüringer 

Landesverwaltungsamt 

Jorge-Semprún-Platz 4 

99423 Weimar 

tlvwa.thueringen.de 

Besuchszeiten: 

Montag-Donnerstag: 08:30-12:00 Uhr 

13:30-15:30 Uhr 

Freitag: 08:30-12:00 Uhr 

Bankverbindung: 

Landesbank 

Hessen-Thüringen (HELABA) 

IBAN: 

DE80820500003004444117 

BIC: 

HELADEFF820 

USt.-ID: DE367506321 

Leitweg-ID: 16900334-0001-29 

Informationen zum Umgang mit Ihren 
Daten im Thüringer Landesverwaltungs- 
amt finden Sie im Internet unter: 

tlvwa.thueringen.de/datenschutz. 
Auf Wunsch übersenden wir Ihnen eine Pa-
pierfassung. 

Ihre Nachricht vom: 

12. Dezember 2024

(Posteingang: 19. Dezember 2024)

Ihr/e Ansprechpartner/in: 

Frau Anna Both, Referat 340 

Durchwahl: 

Telefon +49 (361) 57 332-1643 

Telefax +49 (361) 57 332-1602 

Anna.Both@ 

tlvwa.thueringen.de 

Ihr Zeichen: 

Unser Zeichen:

(bitte bei Antwort angeben)

5090-340-4621/4443-1-

9434/2025

Weimar 

29. Januar 2025

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange in 

städtebaulichen Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB 

Stellungnahme zum Vorentwurf des Bebauungsplans „Solarenergie In 

der Streitau“, Stadt Bad Blankenburg, Landkreis Saalfeld-Rudolstadt 

(Planstand: Oktober 2024) 

3 Anlagen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

durch die o.g. Bauleitplanung werden folgende durch das Thüringer Landes-

verwaltungsamt zu vertretende öffentliche Belange berührt: 

1. Belange der Raumordnung (Anlage 1),

2. Beachtung des Entwicklungsgebots des § 8 Abs. 2 BauGB (Anlage 2),

3. Belange des Luftverkehrs (Anlage 3).

In der Anlage 2 erhalten Sie darüber hinaus weitere beratende planungsrecht-

liche Hinweise. 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

gez. 

Olaf Hosse 

Referatsleiter 

(ohne Unterschrift gültig, da elektronisch erstellt und gezeichnet) 

GÖL 

Schlossberg 7 

07570 Weida 

per E-Mail 

file://///tlvwa/Netzlaufwerke/Abteilung%201/Referat%20100/100.1/Vordruckswesen/TLVwA/Briefköpfe/Office%202010/Weimar/Allgemein/tlvwa.thueringen.de/
file://///tlvwa/Netzlaufwerke/Abteilung%201/Referat%20100/100.1/Vordruckswesen/TLVwA/Briefköpfe/Office%202010/Weimar/Allgemein/tlvwa.thueringen.de/
file://///tlvwa/Netzlaufwerke/Abteilung%201/Referat%20100/100.1/Vordruckswesen/TLVwA/Briefköpfe/Office%202010/Weimar/Allgemein/tlvwa.thueringen.de/datenschutz/
file://///tlvwa/Netzlaufwerke/Abteilung%201/Referat%20100/100.1/Vordruckswesen/TLVwA/Briefköpfe/Office%202010/Weimar/Allgemein/tlvwa.thueringen.de/datenschutz/
Rasmus Röhling
Rechteck

Rasmus Röhling
Rechteck
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Anlage 1 zum Schreiben vom 29.01.2025 (Zeichen: 5090-340-4621/4443-1-9434/2025) 

 

 

Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zu den Belangen der Raumord-

nung 

 

 
1. ☐ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung,  

 Befreiung o.ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

b) Rechtsgrundlage 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

2. ☐ Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung 

3. ☐ Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen 

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme 

4. Weitergehende Hinweise 

☐ Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 
Sachstands 

☒ Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. 
Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 

Mit dem Bebauungsplan "Solarenergie In der Streitau“ soll auf einer ca. 0,93 ha großen 

Fläche zwischen der Straße zur Kläranlage und der nördlich gelegenen Schwarza Bau-

recht für eine Solarthermieanlage zur Wärmegewinnung für das kommunale Fernwär-

menetz bzw. für angrenzende Gewerbebetriebe geschaffen werden.  

 

Grundlage für die raumordnerische Bewertung der Planung sind die Ziele und Grunds-

ätze gemäß Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025 (LEP, GVBl 6/2014 vom 

04.07.2014, geändert durch Verordnung vom 5. August 2024, GVBl 12/2024 vom 

30.08.2024) und Regionalplan Ostthüringen (RP-OT, Bekanntgabe der Genehmigung 

im ThürStAnz 25/12 vom 18.06.2012). Der RP-OT wird derzeit neu aufgestellt. Insofern 

ist auch die Genehmigungsvorlage des neuen Regionalplans Ostthüringen (RP-OT-neu, 

Beschluss-Nr. PLV 30/01/24 vom 19.04.2024) zu berücksichtigen. 

 

Das Plangebiet liegt gemäß den Raumnutzungskarten des RP-OT und auch des RP-

OT-neu, wie die gesamte Stadt Bad Blankenburg, innerhalb des Vorbehaltsgebietes 

Tourismus und Erholung Thüringer Wald / Thüringer Schiefergebirge mit Saalestauseen.  

Zudem liegt es im Übergangsbereich zwischen der nachrichtlich wiedergegebenen Sied-

lungsfläche und dem Vorranggebiet Hochwasserschutz HW-27 bzw. HW-36 „Schwarza 

/ Bad Blankenburg bis Mündung in die Saale“. Aufgrund des Maßstabes der Raumnut-

zungskarte kann die genaue Angrenzung aus dieser heraus nicht ermittelt werden. Es 

ist aber davon auszugehen, dass die Abgrenzung des Vorranggebietes Hochwasser-

schutz sich an dieser Stelle an der Abgrenzung des festgesetzten Überschwemmungs-

gebietes der Schwarza orientiert. Insofern ist die zuständige Wasserbehörde einzube-

ziehen. 
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Diesbezüglich wird auch auf den Länderübergreifenden Raumordnungsplan für den 

Hochwasserschutz (BRPH, BGBl. I S. 3712 vom 25.08.2021) verwiesen. Die dort veran-

kerten allgemeinen Ziele und Grundsätze sowie die Ziele und Grundsätze zum Schutz 

vor Hochwasser sowie die ergänzenden Festlegungen für Überschwemmungsgebiete 

und Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten sind zu beachten bzw. zu 

berücksichtigen. 

 

 

Das LEP und die Regionalpläne machen Vorgaben zur Standortwahl für Solaranlagen. 

 

Die Errichtung großflächiger Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie soll insbesondere 

auf baulich vorbelasteten Flächen und auf Gebieten, die aufgrund vorhandener Infra-

strukturen ein eingeschränktes Freiraumpotenzial vorweisen erfolgen. (LEP, Grundsatz 

5.2.8 G) 

 

Die Nutzung solarer Strahlungsenergie soll bevorzugt auf Siedlungsflächen (Dachflä-

chen, Fassaden, Brachflächen etc.) erfolgen. Hierbei sollen Konflikte mit der Hauptnut-

zung der Fläche und mit Belangen des Denkmalsschutzes vermieden werden. (RP-OT, 

Grundsatz G 3-31) 

 

Die umweltschonende Wärmeversorgung – das Beheizen über Fern- und Nahwärme-

netze – soll in den Gebieten mit hoher Siedlungsdichte bzw. ausreichender Wärmelast-

dichte erhalten sowie durch Maßnahmen zur Effizienzsteigerung und den Einsatz erneu-

erbarer Energien auch in weniger dicht besiedelten Versorgungsgebieten ausgedehnt 

werden. (RP-OT-neu, G 3-30) 

 

Die Nutzung der Solarenergie soll vorrangig im Siedlungsbereich erfolgen. Dabei sollen 

insbesondere die verfügbaren Potenziale für Solaranlagen als Teil der Gebäudeausrüs-

tung auf Dach- und an Gebäudeflächen sowie auf baulichen Anlagen bestmöglich ge-

nutzt werden. (…) Durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen in Bauleitplänen 

sollen die Rahmenbedingungen für die Solarenergienutzung im Siedlungsbereich ge-

schaffen werden. (RP-OT-neu, Grundsatz G 3-36) 

 

Diesen Vorgaben entspricht die vorgelegte Planung überwiegend, da es sich um eine 

Fläche am Rande des Siedlungsbereiches handelt, die nur ein eingeschränktes Freit-

raumpotential besitzt.  

 

Deshalb und aufgrund der Größe und Lage des Plangebietes bestehen keine grundsätz-

lichen raumordnerischen Bedenken gegen die vorgelegte Planung. 

 

 

Hinweis: 

Die Bezeichnung SO PV-FFA in der Nutzungsschablone der Planzeichnung ist zu strei-

chen, da laut textlichen Festsetzung Nr. 1 und der Begründung eine Solarthermieanlage 

geplant ist. 
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 Anlage 2 zum Schreiben vom 29.01.2025 (Zeichen: 5090-340-4621/4443-1-9434/2025) 

 

 

Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zur Beachtung des Entwick-

lungsgebots des § 8 Abs. 2 BauGB 

 

 
1. ☒ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die in der Abwägung  

 nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

Der Bebauungsplan kann nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden, da 

dieser eine andere Nutzung darstellt. 

 
b) Rechtsgrundlage 

§ 8 Abs. 2 S. 1 und § 8 Abs. 3 BauGB 
 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

Der Flächennutzungsplan muss geändert werden, dies kann im Parallelverfahren erfol-

gen. 

 
d) Begründung der Einwendungen 

Bebauungspläne sind gemäß § 8 Abs. 2 S. 1 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu 

entwickeln. Der Flächennutzungsplan der Stadt Bad Blankenburg aus dem Jahr 1994 

stellt eine Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung „Abwasser, Klär-

anlage“ dar. Der Annahme (Begründung S. 10), der Bebauungsplan wäre mit der beab-

sichtigten Festsetzung eines sonstigen Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „So-

larthermie“ daraus entwickelt, kann nicht gefolgt werden.  

 

Eine Abweichung vom Flächennutzungsplan lässt sich nur mit dem Übergang in eine 

stärker konkretisierte Planstufe rechtfertigen, sofern der Bebauungsplan weiterhin der 

Grundkonzeption des Flächennutzungsplans für den räumlichen Teilbereich folgt. Je 

konkreter allerdings die Darstellung des Flächennutzungsplans ist, desto weniger Spiel-

raum bleibt dem Bebauungsplan (vgl. VGH Kassel, Beschl. v. 18.07.1969 – IV N 5/68). 

 

Die Nutzung einer Anlage für Solarthermie kann aus der Darstellung einer Versorgungs-

fläche entwickelt sein, wenn diese der öffentlichen Versorgung dient. In den Unterlagen 

wird sich hierzu nicht eindeutig geäußert. Einerseits soll die Anlage der kommunalen 

Wärmeversorgung dienen, bei Bedarf aber alternativ den angrenzenden Gewerbegebie-

ten zur Verfügung gestellt werden (S. 11). Da der Flächennutzungsplan jedoch mit der 

Zweckbestimmung „Abwasser, Kläranlage“ ohnehin eindeutig eine andere Nutzung vor-

sieht und der Bebauungsplan die Versorgungsfläche nicht nur untergeordnet überplant, 

wird das Entwicklungsgebot verletzt. 

 

Der Flächennutzungsplan muss geändert werden, dies kann im Parallelverfahren nach 

§ 8 Abs. 3 S. 1 BauGB erfolgen. Wenn die Anlage der öffentlichen Versorgung dienen 

soll, kann eine Versorgungsfläche mit der Zweckbestimmung „Solarthermie“ oder 

„Wärme“ o.Ä. dargestellt werden, je nach beabsichtigtem Konkretisierungsgrad. Kann 

die Verwendung der Wärme nicht abschließend im Bauleitplanverfahren geklärt werden 

(siehe Begründung S. 16), sollte die Darstellung eines Sondergebiets bzw. einer Son-

derbaufläche mit der Zweckbestimmung „Solarthermie“ o.Ä. erfolgen. Gleichzeitig sollte 
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geprüft werden, ob die Zweckbestimmung der restlichen Versorgungsfläche im westli-

chen Teil noch mit der derzeitigen bzw. geplanten Nutzung übereinstimmt oder hier 

ebenfalls eine Änderung der Darstellung erfolgen muss. 

 

Derzeit befindet sich auch der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Gustav-Töpfer-

Straße“ in Aufstellung für den voraussichtlich ebenfalls eine Änderung des Flächennut-

zungsplans notwendig ist. In diesem Fall empfiehlt es sich, ggf. mehrere Bereiche inner-

halb eines Verfahrens zu ändern.    

2. ☒ Fachliche Stellungnahme 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Bad Blankenburg ist inzwischen über 30 Jahre alt. 

Die vorliegende Planung zeigt auf, dass in einigen Teilen ein erheblicher Überarbei-

tungsbedarf vorliegt. Zudem deckt der Flächennutzungsplan nicht das gesamte Gemein-

degebiet ab. Den Ortsteilen Zeigerheim, Fröbitz, Cordobang, Böhlscheiben und Ober-

wirbach fehlt es seit über 30 Jahren an einem Flächennutzungsplan. Es besteht für Ge-

meinden die gesetzliche Pflicht, einen Flächennutzungsplan für das gesamte Gemein-

degebiet aufzustellen (§ 5 Abs. 1 i.V.m. § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB). Die Stadt Bad Blan-

kenburg sollte die Neuaufstellung des Flächennutzungsplans für ihr gesamtes Gemein-

degebiet einleiten, um eine aktualisierte Grundlage für die künftige städtebauliche Ent-

wicklung und Ordnung zu schaffen und um den gesetzlichen Anforderungen gerecht zu 

werden. 

 

 

Weitere beratende planungsrechtliche Hinweise zum Planverfahren und Planentwurf 

 

A. Vollziehbarkeit der Planung 

Das sonstige Sondergebiet liegt fast vollständig im Überschwemmungsgebiet der 

Schwarza. Die Ausweisung neuer Baugebiete im Außenbereich ist in festgesetzten Über-

schwemmungsgebieten gemäß § 78 Abs. 1 WHG grundsätzlich untersagt. In den Unterla-

gen (S. 10 f.) wird auf die Möglichkeit der Ausnahme nach § 78 Abs. 2 WHG hingewiesen. 

Dazu empfiehlt sich eine enge Abstimmung mit der unteren Wasserbehörde. Die Umsetz-

barkeit der Planung muss spätestens bis zum Satzungsbeschluss absehbar sein. Ein Be-

bauungsplan, der an anderen rechtlichen Vorschriften scheitert, ist i.S.d. § 1 Abs. 3 BauGB 

nicht erforderlich. 

 

B. Wahl der Planart 

In der Begründung (S. 5 und 17) wird an mehreren Stellen von einem Vorhabenträger bzw. 

einem Investor gesprochen, welcher auch die gesamten Planungskosten übernehmen soll. 

Vor diesem Hintergrund empfiehlt sich ggf. ein vorhabenbezogener Bebauungsplan nach 

§ 12 BauGB, in dessen Durchführungsvertrag u.a. die Übernahme der Planungs- und Er-

schließungskosten sowie die Umsetzungsfrist zwischen Vorhabenträger und Stadt gere-

gelt werden können. Die Erstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans würde 

ebenfalls für die Darstellung als Sondergebiet bzw. Sonderbaufläche im Flächennutzungs-

plan sprechen. 

 

C. Festsetzungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung 

In Absprache mit der unteren Wasserbehörde (siehe Punkt A) empfiehlt sich ggf. die Un-

terteilung des sonstigen Sondergebiets in zwei Bereiche, so dass Technikgebäude, Wech-

selrichterstationen etc. außerhalb des Überschwemmungsgebietes festgesetzt werden. 

 

Die Bezeichnung des Baugebiets sollte in der Nutzungsschablone auf der Planzeichnung 

an die geplante Solarthermieanlage angepasst werden. 
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Als Maß der baulichen Nutzung soll eine GRZ von 0,7 festgesetzt werden. Dabei sollte die 

Überschreitungsmöglichkeit des § 19 Abs. 5 BauNVO ausgeschlossen werden. Ansonsten 

wäre eine Überschreitung der GRZ bis 1,0 möglich, die im Rahmen der Planungsunterla-

gen (insb. im Umweltbericht und in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung) zu berücksichti-

gen wäre.  

 

D. Weitere Festsetzungen 

§ 9 Abs. 1 Nr. 4 ermöglicht die Festsetzung von Flächen für Nebenanlagen, die auf Grund 

anderer Vorschriften für die Nutzung von Grundstücken erforderlich ist. Die hier vorgese-

hen Regelung Nr. 3 setzt einerseits keine Fläche für die Einfriedung fest, andererseits ist 

unklar welche andere Rechtsgrundlage die Errichtung der Einfriedung vorschreibt. Es 

scheint sich hier eher um eine Regelung nach § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 97 Abs. 1 Nr. 4 

ThürBO zu handeln. 

 

Die Art oder Ausschluss von Beleuchtung kann nicht festgesetzt werden, da es der Rege-

lung an einem bodenrechtlichen Bezug fehlt. Sie kann allerdings als Hinweis auf der Pla-

nurkunde ergänzt werden. 

 

Sollte geplant sein die Hochspannungsleitung im Abstand von jeweils 5 m von jeglicher 

Bebauung freizuhalten, empfiehlt sich die Verwendung des Planzeichens 15.8 Anlage 

PlanZV. 

 

E. Bebauungsplan „Rudolstädter Straße“ 

Laut Begründung (S. 10) befindet sich in der Umgebung der Bebauungsplan „Rudolstädter Straße“. 
Zu letzterem liegen dem Thüringer Landesverwaltungsamt keine Informationen über dessen 
Rechtskraft vor. Wir bitten um die Zusendung der Planurkunde, der Begründung sowie der Be-
kanntmachung an bauleitplanung@tlvwa.thueringen.de. 
 

F. Allgemeine Hinweise 
Die Aussage in der Begründung (S. 5) bezüglich der fehlenden kommunalen Steuerungs-

möglichkeit von Windkraftanlagen ist nicht ganz korrekt. Gemeinden können in Thüringen 

auch als nicht zuständige Planungsträgerinnen i.S.d. § 249 Abs. 5 BauGB Flächen für 

Windenergie in Bebauungs- oder Flächennutzungsplänen (siehe auch § 5 Abs. 2b BauGB) 

ausweisen. Bei der Planaufstellung wäre insb. die Regelung des § 245e Abs. 5 BauGB zu 

beachten. 

 

In der Bekanntmachung nach § 3 Abs. 2 BauGB sollte der vollständige Link angegeben 

werden, unter dem die Unterlagen eingesehen werden können. Dies ermöglicht einen bar-

rierearmen Zugang für Interessierte. 

 
 

 

  

mailto:bauleitplanung@tlvwa.thueringen.de
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Anlage 3 zum Schreiben vom 29.01.2025 (Zeichen: 5090-340-4621/4443-1-9434/2025) 

 

 

Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zu den Belangen des Luftver-

kehrs 

 

 
1. ☐ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung,  

 Befreiung o.ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

b) Rechtsgrundlage 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

2. ☐ Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung 

3. ☐ Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen 

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme 

4. Weitergehende Hinweise 

☐ Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 
Sachstands 

☒ Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. 
Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 
Für den Verkehrslandeplatz Rudolstadt-Groschwitz wurde ein Baubeschränkungsbe-
reich der Klasse „B“ festgelegt. Das o.g. Planungsgebiet befindet sich im Ausdehnungs-
bereich dieses Baubeschränkungsbereiches. Höhenmäßig wird er jedoch nicht durch-
drungen werden, da das Planungsgebiet wesentlich tiefer liegt als das Flugplatzgelände. 
 
Es darf keine Blendwirkung durch die Photovoltaik-Module ausgehen, die zu einer Ge-
fährdung des Luftverkehrs führen kann. Daher sollten reflexionsarme Module verwendet 
werden. Ggf. ist ein entsprechender Nachweis durch den Hersteller erforderlich und/oder 
eine praktische Prüfung aus der Luft durch Errichten von Probemodulen bei verschiede-
nen Sonnenständen. Daher sollten Aussagen zur möglichen (Reduzierung der) Blend-
wirkung in den Bebauungsplan aufgenommen werden.  
 
Aufgrund der Lage des geplanten Solarparks südlich der Platzrunde des Verkehrslande-
platz Rudolstadt-Groschwitz und ebenfalls südlich des An- und Abflugsektors des Hub-
schrauberlandeplatzes des Klinikums Rudolstadt und verbunden mit der Annahme das 
die Solarmodule nach Süden ausgerichtet werden, dürften in nördliche Richtung in Rich-
tung der Platzrunde und in Richtung des An- und Abflugsektors kaum Blendwirkungen 
auftreten. Hierauf ist jedoch im Bebauungsplan einzugehen. 
Es besteht auch die Möglichkeit über ein sog. Blendgutachten die Blendwirkung und die 
damit verbundene Beeinträchtigung des Luftverkehrs abklären zu lassen, was jedoch 
gegenwärtig unter Berücksichtigung der o.g. Umstände nicht zwingend notwendig er-
scheint. 
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BPlan SO Solarenergie in der Streitau Bad Blankenburg
Beteiligung gem. I4 Abs. 1 BauGB
H ier: forstfachliche Stellu ngnahme

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir beziehen uns auf ihre E-Mail vom I2.L2.2024 und nehmen zum vorliegenden
Bebauungsplan Sondergebiet Solarenergie in der Streitau folgendermaßen Stellung.

Das Thüringer Forstamt Saalfeld-Rudolstadt teilt aus forstbehördlicher Sicht hierzu
Folgendes mit:

Der Vorhabenträger beabsichtigt im Nordosten des stadtgebietes von Bad
Blankenburg unmittelbar südlich der Schwarza auf den Flurstücken 3682/2 und
3707/2 auf einer Fläche von 9.395 m2 eine Solarthermie-Freiflächenanlage für die
kommunale Fernwärmeerzeugung zu errichten.

Bei ca. 0,58 ha der überplanten Photovoltaik-Freiflächenanlage handelt es sich um
eine Waldfläche i. s. d. S 2 Thüringer Waldgesetztes (ThürWaldG). Die Watdftäche
befindet sich im nordöstlichen Bereich des Planungsgebietes und ist als
Nichtholzboden (NHB) eingestuft.

Der Walderhalt stellt grundsätzlich einen hervorragenden öffentlichen Belang dar und
darf gemäß 5 10 ThürwaldG nur nach vorheriger Genehmigung der unteren
Forstbehörde in eine andere Nutzungsart umgewandelt werden. Beider Entscheidung
über einen Antrag auf Anderung der Nutzungsart sind die berechtigten lnteressen des
Waldbesitzers und die Belange der Allgemeinheit gegeneinander und untereinander
abzuwägen (5 10 Abs. 2 ThürWaldG).

Die Genehmigung erfolgt im Einvernehmen mit der unteren Naturschutzbehörde und
nach Anhörung der oberen Landesplanungsbehörde. Hierfür ist eine separate
Genehmigung durch den Vorhabenträger bei der unteren Forstbehörde zu
beantragen.

Die hier bezeichneten E-Mail-Adressen sind nicht zur Übermittlung rechtsverbindlicher Anträge und Erklärungen geeignet. lnformationen zur Verarbeitung threr
personenbezogenen Daten, dem Zweck der Datenverarbeitung, zu lhren Rechten sowie Kontaktdaten für weitere Fragen zum Datenschutz finden Sie im lnternet unter
www.thueringenforst.de/datenschutz. Alternativ kontaktieren Sie uns: über die Kontaktdaten unserer Zentrale oder per E-Mail an datenschutz@forst.thueringen.de.
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lm vorliegenden Fall können wir eine diesbezügliche Genehmigung zur Nutzungsartenänderung,

Itlich der Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde, in Aussicht stellen

Mit der in Aussicht gestellten Genehmigung der Anderung der Nutzungsart ist vom Antragsteller auf

eigene Kosten eine funktionsgleiche Ausgleichsaufforstung innerhalb von 2 Jahren nach

bestandskräftiger Genehmigung durchzuführen. Können gemäß 5 10 Abs. 4 ThürWaldG die

nachteiligen Wirkungen nicht durch eine funktionsgleiche Ausgleichsaufforstung ausgeglichen

werden, ist eine Walderhaltungsabgabe in Abhängigkeit von der Schwere der Beeinträchtigung und

vom erzielten Vorteil des Verursachers der Beeinträchtigung zu zahlen'

Der erforderliche Umfang des notwendigen forstrechtlichen Ausgleichs wird auf der Basis eines

einschlägigen Erlasses des für Forsten zuständigen Ministeriums über den Vollzug des 5 10 ThürWaldG

vom 13.04.2006 hergeleitet, in welchem ein verbindliches Schema zur Herleitung des

Kompensationsumfangs vorgegeben ist. ln dieses gehen vor allem die Parameter Bestandesalter und

standörtliche Leistungsfähigkeit als wesentliche Bestimmungsmerkmale ein.

Zudem regen wir an, eine Baugrenze im Bebauungsplan von mindestens 30 Metern Sicherheitsabstand

zum nördlich angrenzenden flussbegleitenden Uferwald [esl.zuschreibetr, ul11 die Anlage vor

eventuellen Verschattungen bzw. Beschädigungen zu schützen. Somit kann sichergestellt werdetr, dass

der Betreiber der Anlage vor wirtschaftlichen Einbußen und Haftungsrisiken geschützt wird.

Mit freurrdlichen Grüßerr

im Auftrag

Matthias r.rdüj",
ste I lvertreten{f r F{rsta mtsleiter
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